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2. Oienstrechts-Novelle 2003 

O· NÖ L d . h t"h S'tz ~1 If. Okt 2003 b hl le an esreglerung a In I rer I ung vom ...... ......................... ese ossen, zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-Oienstreehtsgesetz 1979, das 

Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Richterdienstgesetz, das 

Landeslehrer-Oienstreehtsgesetz 1984, das Land- und forstwirtsehaftliche Landeslehrer­

Oienstrechtsgesetz 1985, das Pensionsgesetz 1965, das Bundestheaterpensionsgesetz, 

das Bundesbahn-Pensionsgesetz, das Teilpensionsgesetz, das Bundesbediensteten­

Sozialplangesetz, das Land- und Forstarbeiter-Oienstrechtsgesetz, das Bundes-Personal­

vertretungsgesetz, das Ausschreibungsgesetz 1989, das Wachebediensteten-Hilfeleis­

tungsgesetz, das Auslandszulagen- und -hilfeleistungsgesetz, das Mutterschutzgesetz, 

das Väter-Karenzgesetz und die Reisegebührenvorschrift geändert werden sowie das 

Militärberufsförderungsgesetz 2004 geschaffen wird (2. Dienstrechts-Novelle 2003)J wie 

folgt Stellung zu nehmen: 

Zur Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979: 

Zu § 50b Abs. 5: 

Aus Sicht der Gleichbehandlung und Frauenförderung kann diese Neuregelung positiv 

hervorgehoben werden. Bis jetzt verloren in manchen Fällen Beamtinnen und Beamte das 
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Kinderbetreuungsgeld, weil sie die HäJfte des Beschäftigungsausmaßes nicht unterschrei-

ten durften und dadurch mit ihrem Einkommen über die Zuverdienstgrenze ~amen. 

Die neue Regelung sieht vor, dass die Herabsetzung der Wochendienstzeit auch unter die 

Hälfte für Beamtinnen und Beamte, die Kinderbetreuungsgeld beziehen oder beziehen 

wollen, zulässig ist. 

Zur Anderung des Landes/ehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985: 

Es darf darauf hingewiesen werden, dass hinsichtlich der Anderung des landeslehrer­

Dienstrechtsgesetzes keine Erläuterungen vorliegen. 

Zu § 115e Abs. 3: 

Verfassungsrechtlich bedenklich im Hinblick auf den Vertrauensschutz erscheint der vor­

geschlagene § 115e Abs. 3, wenn nach der bis 31. Dezember 2003 geltenden Rechtslage 

erlassene Ruhestandsversetzungsbescheide, die zudem bereits rechtskräftig geworden 

sind, von Gesetzes wegen außer Kraft gesetzt werden. 

Zudem enthält die vorgeschlagene Regelung einen Schreibfehler ("Ist ei solcher 

Ruhestandsversetzungsbescheid"). 

Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 

übermittelt. 

NÖ landesregierung 

Dr. Pr ö 11 

landeshauptmann 
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1. An das Präsidium d~sNationalrates (25-fach) 

2. an das Präsidium des Bundesrates 

3, an alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder 

des Bundesrates 

4. an alle Ämter der Landesregierungen 

(zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 

5. an die Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

7. an den Landtag von Niederösterreich 

(zu Handen des Herrn Präsidenten) 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung 

~~~ 

NÖ Landesregierung 

Dr. Pröll 

Landeshauptmann 
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